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Jahresgutachten 1970

Am Ende konjunkturpolitischer Weisheit
Günter Großer, Hamburg

Nichts muß die Konjuni<turpolitil< mehr fürchten 
als eine Situation wie diejenige, in der sie 

sich gegenwärtig befindet: die Gefahr eines l<on- 
juni<turellen Abschwungs bei starl<en Preissteige­
rungen. So !<ennzeichnet der Sachverständigenrat 
in seinem Jahresgutachten 1970 die Problematil<, 
der sich die Bundesregierung gegenübergestellt 
sieht (Ziff. 204). Es ist auch wenig tröstlich, wenn 
der gezeigte Ausweg aus dem Dilemma auf An­
nahmen über lohnpolitische Verhaltensweisen der 
Sozialpartner beruht, denen die bisherigen Erfah­
rungen entgegenstehen. Der Appell an die kon- 
junkturpolitische Vernunft dieser Addressaten 
müßte also mehr Erfolg haben als der Versuch, 
mit Hilfe des 1967 verabschiedeten Stabilitäts­
und Wachstumsgesetzes Fehlentwicklungen von 
vornherein vorzubeugen.

Verhängnisvolles Zögern

Der Sachverständigenrat hat in a ller Deutlichkeit 
auf die Ursachen fü r das Verfehlen des Gleichge­
wichts hingewiesen (Ziff. 189 ff.). Als erstes Mo­
ment w ird dabei das Nachhinken der Lohnent­
wicklung in der Aufschwungsphase bis weit in 
das Jahr 1969 hinein genannt, das zwangsläufig 
zur „Gewinnexplosion“ führte. Da die W irtschafts­
po litik  nicht rechtzeitig auf Dämpfung umschaltete, 
war der weitere Ablauf vorgezeichnet: exzessive 
Nachfrageexpansion -  exzessive Lohnerhöhun­
gen -  exzessive Preissteigerungen. Dabei spielte 
auch die allzu lange Vernachlässigung der außen­
wirtschaftlichen Flanke eine Rolle; denn schon 
das Absicherungsgesetz im November 1968, erst 
recht aber die Aufwertung im Oktober 1969 kamen 
zu sp ä t

Die Schwierigkeiten einer prophylaktischen Kon­
junktu rpo litik  werden keineswegs verkannt. So 
weist der Sachverständigenrat auf wesentliche 
Lücken in der amtlichen Statistik hin und läßt 
durchaus Unsicherheiten bei der Beurteilung der 
W irksamkeit ergriffener Maßnahmen gelten, etwa 
im Zusammenhang mit der Aufwertung. Aber ent­
scheidend war das oftmals verhängnisvolle 
Zögern der W irtschaftspolitik (Ziff. 202). Sie ließ 
sich allzu sehr — statt selbst zu führen — von der 
erst spät reagierenden konjunkturpolitischen Be­
wußtseinsbildung in der Öffentlichkeit leiten, und 
zwar vor allem in der frühen und mittleren Phase

des Aufschwungs. Um so weniger sind die kon­
junkturellen Fehlentwicklungen den Sozialpartnern 
anzulasten, auch wenn nach Feststellung des 
Sachverständigenrates die Preise schon bei noch 
stark rückläufigen Lohnstückkosten zu steigen be­
gannen und seit Ende 1969 die Lohnpolitik ein­
deutig stabilitätsw idrig  war.

Unredliche Poiitik?

Der erneute Mißerfolg der Stabilitätspolitik hat 
die Gefahr einer Gewöhnung an die schleichende 
Geldentwertung heraufbeschworen, nach der 
„morgen schon als Erfolg gilt, was heute noch ein 
Skandal is t“ (Ziff. 205). Der Sachverständigenrat 
sieht darin nicht allein die Verletzung eines ge­
setzlich fixierten Zieles, das sich m it dem offen­
sichtlichen W illen der Bevölkerung deckt Viel­
mehr w ird auch die These von der hilfreichen 
Funktion einer schleichenden Geldentwertung bei 
der Verwirklichung des Wachstums- und Beschäf­
tigungsziels nachdrücklich zurückgewiesen. Wenn 
sich nämlich eine Volkswirtschaft erst an einen 
bestimmten inflatorischen Trend angepaßt hat, 
h ilft nur noch eine weitere Erhöhung der Infla­
tionsdosis. Etwas überspitzt w irk t es allerdings, 
wenn einer Politik, die sich zur absoluten Geld­
w ertstabilitä t bekennt, die tatsächlich aber rela­
tive Geldwertstabilität verfolgt, Unredlichkeit be­
scheinigt w ird  (Ziff. 228). Denn diese Diskrepanz 
zwischen Wollen und Handeln ist nach den Erfah­
rungen der Nachkriegszeit unter den gegebenen 
soziologischen Bedingungen wohl nur dann völlig 
zu vermeiden, wenn die auch nach dem Stabili­
tätsgesetz gleichrangigen Ziele einer hohen Be­
schäftigung und eines angemessenen Wachstums 
ve rle tz t werden. Verständlicher ist demgegenüber 
die Skepsis, die der Sachverständigenrat m ittel­
fr is tig  für die Bewahrung der Geidwertstabilität in 
e ine r europäischen Wirtschafts- und Währungs­
union hegt

Rezessionsgefahr

Neben die Sorge um die Verletzung der Geldwert­
stab ilitä t tritt indessen zunehmend die Sorge, daß 
die konjunkturelle Entspannung über eine spür­
bare Konjunkturabschwächung geradewegs in 
eine erneute Rezession führe (Z ift  162). Dies er­
scheint auf den ersten Blick angesichts der quan­
tifizierten Prognose fü r das Jahr 1971 über­
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raschend. Denn der Sachverständigenrat schätzt 
die Zunahme des Bruttosozialproduicts — ebenso 
wie die Konjunl^turforschungsinstitute in ihrer Ge­
meinschaftsdiagnose — im i<ommenden Jahr auf 
9 ,5%  bzw. preisbereinigt 4 % . Dabei soll der ge­
samtwirtschaftliche Auslastungsgrad auch gegen 
Ende 1971 immer noch so hoch sein w ie in der 
Hochl<onjunl<tur von 1964/65 (Ziff. 171). Der 
schwache Punl<t w ird im Erlahmen der Investi­
tionsneigung als Folge der verschlechterten Ge­
winnsituation und eines zunehmenden Konsolidie­
rungsbedarfs bei der Fremdfinanzierung gesehen. 
Bei den Investitionen ist daher, dem Volumen 
nach, im zweiten Halbjahr 1971 bereits m it einem 
Rückgang zu rechnen. Damit ist die Gefahr eines 
kumulativen Prozesses nach unten -  wie etwa 
1966/67 -  gegeben (Ziff. 266).

Appell an die Tarifpartner

Eine prophylaktische Konjunkturpolitik müßte die­
sen Tendenzen schon je tzt entgegenwirken. Wie 
aber kann sie das, ohne das Ziel Geldwertstabi­
litä t endgültig abzuschreiben? Der Sachverstän­
digenrat sieht die Möglichkeit in einem Appell an 
die Tarifpartner, den konjunkturellen Risiken für 
den späteren Verlauf des Jahres 1971 bereits von 
je tzt an in den Tarifabschlüssen Rechnung zu 
tragen (Ziff. 270). Unter der Bedingung einer deut­
lichen Wende in der Lohnpolitik -  diese Ver­
knüpfung w ird in der Öffentlichkeit meistens über­
sehen — könne die Bundesregierung den Kon­
junkturzuschlag zur Einkommen- und Körper­
schaftsteuer vorzeitig abschaffen und schon ab 
Jahresmitte zurückzahlen (Ziff. 284). Insgesamt 
würde so die Nettolohn- und Gehaltssumme nicht 
schwächer zunehmen als nach der ursprünglichen 
Prognose, aber der Druck auf die Unternehmer­
gewinne verringert. Auch dann steht 1971 dem 
Anstieg der Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit um 12%  (im Jahresdurchschnitt, d. h. bei 
merklich niedrigeren laufenden Erhöhungen) ein 
solcher der Bruttoeinkommen aus Unternehmer­
tätigkeit und Vermögen von nur 3 %  gegenüber. 
Aber das Signal einer beginnenden lohnpoli­
tischen Entspannung dürfte — im Verein m it einer 
raschen und kräftigen Senkung des Zinsniveaus 
gegen Ende des Winters —die Investitionsneigung 
bereits nachhaltig stützen. Im übrigen geht der 
Sachverständigenrat davon aus, daß der Staat 
über den Vollzug der bekannten Haushaltsplanun­
gen hinaus ergänzende Ausgaben fü r den Fall 
einer unvorhergesehenen Verstärkung der Ab­
schwungstendenzen vorbereitet hat (Ziff. 285).

Auch bei Berücksichtigung des vorgeschlagenen 
Programms ist an den prognostizierten Ergeb­
nissen fü r das kommende Jahr nicht mehr viel zu 
ändern. So würde die Verteuerung des privaten 
Verbrauchs im Jahresdurchschnitt nur von 3V2%

auf 3 %  gedrückt. Erst im späteren Verlauf des 
Jahres 1972 (!) könnte nach Meinung des Sach­
verständigenrates der Übergang in eine gleichge­
wichtige Entwicklung erreicht werden (Ziff. 278). 
Aber ist selbst dieses -  in zeitlicher Hinsicht — 
bescheidene Stabilisierungsziel realistisch? Das 
Programm beruht auf einer von der Erfahrung 
nicht gedeckten frühzeitigen Wende in der Lohn­
po litik  (Ziff. 281), obwohl der Sachverständigenrat 
an anderer Stelle plötzliche Änderungen in den 
Verhaltensweisen kaum erwartet (Ziff. 146).

Ohne einen derartigen Fortschritt in der konjunk­
turellen Reagibilität der autonomen Gruppen ge­
rät eine prophylaktisch expansive Konjunkturpoli­
tik  in Konflikt m it der S tabilisierungspolitik (Ziff. 
269), d. h. im Umkehrschluß: setzt mehr Preis­
s tabilität einen um so stärkeren Abschwung vor­
aus. In der gegenwärtigen Zeit aber darf auch 
nach Meinung des Sachverständigenrates „ein so 
ausgeprägter Konjunkturabschwung (wie 1966/67) 
nicht der Preis fü r die Beseitigung einer inflato­
rischen Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichts sein, sollen nicht soziale Konflikte die 
Funktionsfähigkeit der Ordnung, in der w ir leben, 
in Frage ste llen“ (Ziff. 206). Vor diesem Hinter­
grund w ird der Appell des Sachverständigenrates 
an die Tarifpartner schon fast zur Beschwörung.

Keine eindeutigen Lösungen

Das Jahresgutachten beschreibt allerdings auch 
die Gegenposition eines der Ratsmitglieder, nach 
der die gegenwärtigen und noch abzusehenden 
Preissteigerungen lediglich Spätfolge des Booms 
sind und ihre Verlangsamung im Abschwung 
ohnehin bevorsteht. Daraus w ird der Schluß ge­
zogen, daß der Verzicht auf eine Belebung der 
Investitionsneigung das gefährdete Ziel stetigen 
Wachstums bei Vollbeschäftigung vernachlässige 
(Ziff. 269). Der Lohnpolitik der Sozialpartner aber 
w ird von gleicher Seite die Rolle als konjunktur­
politisches Instrument vollends abgesprochen 
(Ziff. 297 ff.).

Die P luralität der Meinungen, die jetzt auch in 
das Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
Eingang gefunden hat, bedeutet endgültig Ab­
schied zu nehmen von der immer noch verbreite­
ten Utopie, Konjunkturpolitik lasse sich bis zur 
eindeutigen Lösung a ller anstehenden Probleme 
objektivieren. Wie sollte dies auch möglich sein, 
wenn im Grunde niemand, „auch nicht ein Gre­
mium, in der Lage ist, die künftige wirtschaftliche 
Entwicklung vorherzusehen“ (Jahresgutachten 
1964, Ziff. 217). Immerhin läßt diese Erkenntnis 
fü r 1971/72 mehr Hoffnung auf einen Ausweg aus 
dem konjunkturpolitischen Dilemma, als nach der 
jüngsten Analyse des Sachverständigenrates zu­
nächst angebracht erscheint.
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